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Zu den Zulässigkeitsvoraussetzungen einer – vom LSG grundsätzlich zugelassenen – Revi-
sion  
Zu den Anforderungen an die Revisionsbegründung im Hinblick auf die Auseinanderset-
zung mit der angefochtenen Entscheidung  
 
§ 164 SGG, § 44 SGB I, § 6 Abs. 3 S. 2 und Abs. 6 S. 2 BKV (i.d.F. der 2. BKV-ÄndV), 
Anl. 1 Nr. 4111 BKV  
 
Beschluss des BSG vom 25.02.2016 – B 2 U 21/14 R – 
Aufrechterhaltung des Urteils des LSG Nordrhein-Westfalen vom 26.09.2014 – L 4 U 21/14 – UVR 04/2015, 
S. 150 
 

Streitig war der Verzinsungsbeginn eines an den Kläger gewährten Nachzahlungsbetrages. 
1998 hatten die behandelnden Ärzte des Klägers eine Anzeige über eine BK 4111 erstattet. 
Nach der Änderung der BKV zum 01.07.2009 (Anerkennung der BK 4111 nunmehr auch, 
wenn der Versicherungsfall vor 1993 eingetreten und dem UV-Träger vor 2010 bekannt ge-
macht worden ist), erkannte die Beklagte bei dem Kläger eine BK 4111 an und gewährte ihm 
Rente ab 01.01.2005, woraus sich ein Nachzahlungsbetrag von rund 55.500 € ergab. 2011 
beantragte der Kläger in einem Verfahren gemäß § 44 SGB X die Verzinsung der Nachzahlung, 
was die Beklagte ablehnte. Das SG wies die Klage ab, das LSG die Berufung des Klägers 
als unbegründet zurück. Der Nachzahlungsanspruch sei erst 2009 fällig geworden und die 
gemäß § 44 Abs. 1 SGB I grundsätzlich ab dem 01.09.2009 eingetretene Verzinsungspflicht 
habe sich gemäß § 44 Abs. 2 SGB I auf den 01.01.2010 hinausgeschoben. Der Versiche-
rungsfall der BK habe nicht bei Erkrankungsbeginn 1986, sondern erst seit dem 
01.07.2009 vorgelegen. Mit der vom LSG zugelassenen Revision rügte der Kläger die Verlet-
zung der §§ 41 und 44 SGB I und führte hierzu aus: „Von grundsätzlicher Bedeutung ist hier die 
Rechtsfrage, ob hier die Akzessorietät der Zinsleistungen vom Vordergericht aufgehoben wer-
den kann, mit der Begründung, zum Entstehungszeitpunkt der Forderung hätte noch nicht die 
Rechtsänderung vorgelegen, welche die Ansprüche begründet“ (vgl. Rz. 4). 
 
Das BSG wies die Revision des Klägers als unzulässig zurück. 
Aus § 164 Abs. 2 S. 3 SGG ergebe sich, dass die Revisionsbegründung u.a. eine Auseinan-
dersetzung mit den Gründen der angefochtenen Entscheidung nach den Kriterien enthal-
ten müsse, an denen sich auch die revisionsgerichtliche Überprüfung zu orientieren ha-
be. Der Revisionsführer dürfe sich nicht darauf beschränken, die angeblich verletzte Rechts-
norm zu benennen oder auf die Unvereinbarkeit der von der Vorinstanz vertretenen Rechtsauf-
fassung mit der eigenen hinzuweisen. Erforderlich seien Rechtsausführungen die aus sei-
ner Sicht geeignet seien, zumindest einen der das angefochtene Urteil tragenden Gründe 
in Frage zu stellen (vgl. Beschluss des BSG v. 18.06.2002 – B 2 U 34/01 R – [HVBG-Info 
23/2002, S. 2158]). Notwendig sei somit, dass der Revisionsführer Gründe dafür darlege, dass 
das LSG sein Urteil auf eine Verletzung des Bundesrechts gestützt habe, und es sei mit rechtli-
chen Erwägungen aufzuzeigen, dass und weshalb die Rechtsansicht des Tatsachengerichts 
nicht geteilt werde (s. BSG-Urteil v. 02.12.2008 – B 2 U 26/06 R – [UVR 07/2009, S. 437]; vgl. 
Rz. 9). Diesen Anforderungen werde die Revisionsbegründung nicht gerecht; der Kläger habe 
zwar die angeblich verletzte Rechtsnorm noch hinreichend konkret bezeichnet, sich aber nicht 
mit den Entscheidungsgründen des LSG-Urteils und ebenso wenig mit den besonderen Vo-
raussetzungen der Revisionsbegründung auseinandergesetzt (vgl. Rz. 10). Insbesondere die 
pauschale Behauptung, es sei „widersinnig“, wenn das LSG die Fälligkeit der Nachzahlung auf 
einen Zeitpunkt lege, in dem die Nachzahlung bereits erbracht worden sei, werde in keiner Wei-
se begründet. Ebenso wenig werde dargelegt, was der Kläger unter der „Akzessorietät der Zins-
leistungen“ verstehe, die das LSG aufgehoben haben soll. Das LSG habe ausführlich begrün-
det, dass § 44 SGB I bezüglich des Verzinsungsbeginnes zum einen auf den Fälligkeitseintritt 
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und zum andern auf den Zeitpunkt des vollständigen Leistungsantrags abstelle. Der Versiche-
rungsfall der BK 4111 sei demgemäß beim Kläger noch nicht kraft normativer Wirkung bei Er-
krankungsbeginn, sondern erst am 01.07.2009 eingetreten, weil sämtliche Voraussetzungen 
für die BK-Anerkennung erst mit Einführung des § 6 Abs. 3 S. 2 BKV vorgelegen hätten. 
Auch bei einer rückwirkenden Erweiterung eines BK-Tatbestands könne ein Anspruch auf 
Nachzahlung längstens für einen Zeitraum von bis zu 4 Jahren entstehen; damit werde jedoch 
kein „früherer Anspruch“, sondern lediglich ein „Anspruch für frühere Zeiträume“ be-
gründet. Nach den ausführlichen Darlegungen des LSG könne ein vollständiger Leistungsan-
trag des Klägers iSd § 44 SGB I auch bei einem entbehrlichen Antrag erst mit der Wirksamkeit 
der Rechtsänderung vorliegen. Die grundsätzlich ab 01.09.2009 eingetretene Verzinsungs-
pflicht sei daher gemäß § 44 Abs. 2 HS 1 SGB I auf den 01.01.2010 hinausgeschoben worden. 
Eine Auseinandersetzung der Revisionsbegründung mit diesen tragenden Gründen des 
angefochtenen Urteils sei „noch nicht einmal im Ansatz“ zu erkennen. 

 
Das Bundessozialgericht hat mit Beschluss vom 25.02.2016 – B 2 U 21/14 R –  
wie folgt entschieden: 



UV Recht & Reha Aktuell (UVR) 
06/2016 vom 29.06.2016 

- 337 - 

 
  
 DOK  

186.2:376.3-4111:401.07 
 

 



UV Recht & Reha Aktuell (UVR) 
06/2016 vom 29.06.2016 

- 338 - 

 
  
 DOK  

186.2:376.3-4111:401.07 
 

 



UV Recht & Reha Aktuell (UVR) 
06/2016 vom 29.06.2016 

- 339 - 

 
  
 DOK  

186.2:376.3-4111:401.07 
 

 



UV Recht & Reha Aktuell (UVR) 
06/2016 vom 29.06.2016 

- 340 - 

 
  
 DOK  

186.2:376.3-4111:401.07 
 

 
 



UV Recht & Reha Aktuell (UVR) 
06/2016 vom 29.06.2016 

- 341 - 

 
  
 DOK  

186.2:376.3-4111:401.07 
 

 


